
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Typ 2: Zentren der Wissensgesellschaft 

 

 

 

Stand: Oktober 2017 

 

Ansprechpartner Bertelsmann Stiftung: Carsten Große Starmann und Petra Klug 

 

Insgesamt sind diesem Typ 52 Kommunen zugeordnet 

¶ Großstädte und kleinere Kommunen in ihrem Umland sowie Universitätsstädte 

¶ Zentren hoch qualifizierter Arbeit 

¶ Sehr starkes Bevölkerungswachstum durch hohe Wanderungsgewinne 

¶ Hohe Einkommen und hohe Steuereinnahmen 

¶ Soziodemographisch heterogen 
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Demographietypisierung - Methodik 

Demographietypisierung – nachträgliche Neuzuordnung 

  

Informationen zur Typisierung: 

Die Typisierung wurde von der „Faktor Familie GmbH“ auf der Grundlage des „Wegweiser Kom-
mune“ berechnet: Datenstand ist das Berichtsjahr 2013, Gebietsstand der 1. Januar 2016.  

Mithilfe einer Faktorenanalyse wurden in einem ersten Schritt charakteristische Ausprägungen aus-
gewählter sozioökonomischer und demographischer Indikatoren analysiert und zu Faktoren „soziode-
mographischer Status“ und „Urbanität/Wirtschaftsstandort“ aggregiert.  

Im zweiten Schritt wurden mittels dieser Faktoren und einer Clusteranalyse über 3.000 Kommunen 
mit mehr als 5.000 Einwohnern zu insgesamt neun Demographietypen zusammengefasst. Dabei 
wurden Kommunen so zu Gruppen zusammengefasst, dass die Unterschiede zwischen den Kommu-
nen eines Typs möglichst gering, die Unterschiede zwischen den Typen aber möglichst groß sind.  

Die Analyse und Beschreibung der Handlungsansätze wurden vom Planungsbüro „STADTREGION. 
Büro für Raumanalysen und Beratung“ unter Einbeziehung von Experten-Interviews entwickelt und 
stellen einen Orientierungsrahmen für Kommunen dar. Spezifische Strategien müssen vor Ort entwi-
ckelt werden – sie ersetzen daher nicht die individuelle Betrachtung jeder einzelnen Kommune.  

Bei den Empfehlungen wurde ein breites Spektrum an Handlungsfeldern in den Blick genommen und 
je nach Typ priorisiert. Besondere Schwerpunkte liegen aufgrund der aktuellen Entwicklungen bei 
den Themen „Geflüchtete“ und „Digitalisierung“.  

Mit der Umstellung der Daten im Wegweiser Kommune auf die Ebene der Verbandsgemeinden in 
Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt wurde eine entsprechende Anpassung der Typisierung vorge-
nommen. Hinweise zur Vorgehensweise sind im Methodik-Dokument „Demographietypisierung – 
nachträgliche Neuzuordnung“ beschrieben. 
 

http://www.wegweiser-kommune.de/documents/10184/10615/Methodik_Clusterung.pdf/05a1b137-7dbf-4bf4-828d-9a097a4f3805
https://www.wegweiser-kommune.de/documents/10184/21656/Demographietypsierung+-+nachtr%C3%A4gliche+Neuzuordnung.pdf/9cf9fd22-aea6-7464-1b2d-786c9c98b72d
https://www.wegweiser-kommune.de/documents/10184/21656/Demographietypsierung+-+nachtr%C3%A4gliche+Neuzuordnung.pdf/9cf9fd22-aea6-7464-1b2d-786c9c98b72d
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1. Räumliche Einordnung 

52 Städte und Gemeinden gehören zu Typ 2. In ihnen leben 15,1 Millionen Menschen, das entspricht 

einem Fünftel der Bevölkerung der Kommunen mit mehr als 5.000 Einwohnern. Damit ist Typ 2 der zah-

lenmäßig kleinste, jedoch der bevölkerungsreichste aller Typen.  

 

Lage der Kommunen des Typs 2  

 

Zu Typ 2 gehören 24 der deutschen Großstädte mit mehr als 100.000 Einwohnern, darunter die vier 

Metropolen Berlin, Hamburg, München und Köln mit mehr als einer Million Einwohnern. Unter den weite-

ren 28 Kommunen sind viele Universitätsstädte wie Konstanz, Tübingen, Heidelberg, Erlangen, Göttin-

gen und Jena sowie eine Reihe kleiner Kommunen im Umland der großen Zentren.  

Die Kommunen sind geographisch breit über Deutschland verteilt, Ausdruck des multizentrischen deut-

schen Städtesystems. Der Süden und der Westen sind aber deutlich stärker vertreten als der Norden 

und Osten, eine Folge des wirtschaftlichen Gefälles in Deutschland. Im Süden sind zudem häufig nicht 

nur die großen Zentren vertreten, sondern ganze Wirtschaftsregionen, also auch zahlreiche kleinere 

Städte und Gemeinden im Umland der Zentren. Allein elf dieser kleinen Kommunen liegen in der Metro-

polregion München, vier im Taunus bei Frankfurt am Main. 
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2. Charakteristika 

Profil des Demographietyps 2 

 

Die Städte und Gemeinden des Typs 2 sind die Zentren der Wissensgesellschaft in Deutschland, die 

Standorte von Forschung und Entwicklung, hoch qualifizierter Dienstleistungen und Produktion. Als Ziel-

orte für Investitionen und Unternehmensansiedlungen einerseits und nationaler und internationaler Zu-

wanderer andererseits sind sie wirtschaftlich und demographisch Wachstumsräume.  

 

Mittelwerte und Standardabweichungen der Faktoren und Indikatoren des Typs 2 

 

Kennzeichen der Urbanität der Kommunen sind die hohe Bevölkerungsdichte und der hohe Anteil der 

Einpersonenhaushalte; Kennzeichen ihrer ökonomischen Struktur und Bedeutung ist der außergewöhn-

lich hohe Anteil hoch qualifizierter Arbeitsplätze und Bewohner. Diese Eigenschaften verbinden die 

Städte und Gemeinden, die sich aber durch einige andere Merkmale auch deutlich. 
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Großstädte und kleinere Städte und Gemeinden 

Typ 2 ist ein Großstadttyp. Fast die Hälfte der Kommunen hat mehr als 100.000 Einwohner. Sehr stark 

vertreten ist aber auch die Gruppe kleiner Städte mit 10.000 bis 25.000 Einwohnern. Bei ihnen handelt 

es sich fast ausschließlich um Kommunen im Umland der süddeutschen Zentren München, Stuttgart, 

Mannheim und Frankfurt am Main.  

 

Größenstruktur der Kommunen in Typ 2 

 

 

Die Großstädte sind die wirtschaftlich prosperierenden Zentren, deren ökonomische Bedeutung und Dy-

namik weit über ihre Region hinausreicht. In ihnen sind Urbanitätsmerkmale wie sehr dichte Bebauung 

und sehr hohe Bevölkerungsdichte, sehr hohe Anteile von Einpersonenhaushalten und große soziale 

Unterschiede der Bewohner besonders stark ausgeprägt.  

Die kleineren Städte und Gemeinden sind mit den großen Zentren wirtschaftlich und sozial eng verfloch-

ten und selbst Teile einer sehr leistungsfähigen Wirtschaftsstruktur. Als bevorzugte Wohnstandorte von 

Familien sind sie ursprünglich durch die Wohnsuburbanisierung gewachsen, aufgrund guter Standortbe-

dingungen aber schon seit Jahren durch die Ansiedlung von, zum Teil großen, international agierenden 

Unternehmen wachstumsstarker Branchen und von Arbeitsplätzen für Hochqualifizierte geprägt. In die-

sen Kommunen sind die Spuren ihrer ländlichen oder vorstädtischen Vergangenheit noch deutlich in ei-

ner weniger dichten Bebauung erkennbar. Zudem sind sie trotz der starken wirtschaftlichen und demo-

graphischen Dynamik durch geringere wirtschaftliche und soziale Ungleichheit der Einwohner gekenn-

zeichnet.  

Eine dritte, zahlenmäßig kleinere Gruppe besteht aus Städten, deren herausragendes Merkmal ihre, 

zum Teil altehrwürdige, Universität ist. Sie verbindet mit den anderen Kommunen dieses Typs die über-

ragende Bedeutung hochwertiger Arbeitsplätze für ihre Wirtschafts- und Sozialstruktur. Wie die Groß-

städte zeichnen sie hohe bauliche Dichte und viele Einpersonenhaushalte aus. Sie sind jedoch kleiner 
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und haben eine weniger breite wirtschaftliche Basis – für die meisten ist die Bedeutung der Universität 

ihr Alleinstellungmerkmal.  

 

Wachstumsstarke Wirtschaftszentren  

Die Städte und Gemeinden sind Wirtschaftszentren. In ihnen sind wissensintensive Tätigkeiten unter-

schiedlicher Wirtschaftsbereiche und Branchen konzentriert, etwa des Kommunikations- und Mediensek-

tors, der Finanz- und Wirtschaftsdienstleistungen, öffentliche und private Forschungs- und Entwicklungs-

einrichtungen sowie Produktionsstätten der High-tech-Industrie und der Life Sciences. Infolge der Kon-

zentration dieser hochwertigen Arbeitsplätze haben sie den höchsten Anteil hoch qualifizierter Beschäf-

tigter, er beträgt mehr als das Dreifache des Durchschnitts aller Kommunen. 

 

Arbeitsplatzzentralität 2013 nach Demographietypen 

 

Die hohe Arbeitsplatzzentralität und hohe Einpendlerquoten belegen ihre Bedeutung als Wirtschaftszen-

tren. Fast alle Kommunen haben einen sehr hohen Einpendlerüberschuss, bei der Hälfte übertrifft die 

Zahl der Einpendler die der Auspendler um mehr als dreißig Prozent. 

Die Wirtschaftsdynamik der Städte und Gemeinden ist ungebrochen und die Zahl der Arbeitsplätze in 

den letzten Jahren von einem bereits sehr hohen Niveau weiter überdurchschnittlich gewachsen.  

 

Sehr starke Einwohnerzuwächse 

Ein prägendes Merkmal der Kommunen ist ihre sehr große Bevölkerungsdynamik. In den Jahren 2011 

bis 2013 erhöhte sich ihre Einwohnerzahl um durchschnittlich ein Prozent im Jahr – das ist angesichts 

der Größe der meisten Städte dieses Typs eine bemerkenswerte Wachstumsdynamik. Diese sehr star-

ken Zuwächse verzeichneten Großstädte und kleinere Umlandzentren gleichermaßen. 
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Kommunen des Typs 2 nach Bevölkerungsentwicklung 2011 bis 2013  

 

Ursache der Einwohnerzuwächse sind hohe Wanderungsgewinne. Kommunen des Typs 2 zeichnen sich 

vor allen anderen Demographietypen durch den größten positiven Wanderungssaldo aus.  

 

Wanderungssalden nach Demographietypen 

 

Die Wanderungsgewinne beruhen vorrangig auf dem sehr starken Zuzug junger Menschen. In den Jah-

ren 2010 bis 2013 betrug der Wanderungsüberschuss in der Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen jähr-

lich sechs Prozent. Diese jungen Menschen zog es aus nationalen und internationalen Herkunftsorten 

für Aus- und Weiterbildung oder den Berufseinstieg in die Großstädte und die Universitätsstädte („Bil-

dungswanderung“). Die Bevölkerungsentwicklung ist also vor allem das Ergebnis starker Pull-Faktoren, 

nämlich wirtschaftlicher Dynamik und umfangreicher und hochwertiger Bildungsangebote und Arbeits-

plätze. 
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Jährliche Wanderungssalden* in Kommunen des Typs 2 

 
* gemittelt aus den Werten der Jahre 2010 bis 2013 

 

Die Wanderungsmuster der Großstädte, Universitätsstädte und Umlandkommunen unterscheiden sich 

allerdings deutlich. In den Großstädten, und mehr noch in den Universitätsstädten, beruhen die Wande-

rungsgewinne vor allem auf dem Zuzug der jungen Menschen, bei der Familienwanderung haben sie 

bestenfalls eine ausgeglichene Bilanz, die Universitätsstädte sogar eine hoch negative. Dagegen über-

wiegt in den kleineren Städten die Zuwanderung von Familien und etwas älterer Erwerbstätiger (über 25 

Jahre).  

Die Folge der Zuwanderung vorwiegend jüngerer Personengruppen ist eine vergleichsweise junge Be-

völkerung. Die Altersgruppe der 18- bis 44-Jährigen ist sehr stark, die der über 65-Jährigen relativ 

schwach besetzt, so dass das mittlere Alter der Einwohner (Median) mit knapp 43 Jahren das niedrigste 

aller neun Typen ist. Besonders jung ist die Bevölkerung in den Universitätsstädten, älter in den kleinen 

Umlandgemeinden.  

  



Typ 2: Zentren der Wissensgesellschaft 

Seite | 9 von 35 

Medianalter nach Demographietypen 

 

Die zahlreichen jungen Menschen bescherten den meisten Kommunen viele Geburten und, gegen den 

Trend in Deutschland, einen ausgeglichenen Saldo in der natürlichen Bevölkerungsentwicklung. Wande-

rungsgewinne werden dadurch uneingeschränkt zu Einwohnergewinnen und gleichen nicht, wie sonst 

sehr häufig, nur die Sterbeüberschüsse aus.  

 

Zukünftig weiterhin starker Einwohnerzuwachs und nur moderate Alterung1  

Die Wachstumsdynamik wird sich kaum abschwächen, sodass die Kommunen auch weiterhin hohe 

Wanderungsgewinne verzeichnen werden. Die Bevölkerungsvorausberechnung für 2030 sieht für über 

80 Prozent der Städte und Gemeinden einen Bevölkerungszuwachs um mehr als drei Prozent, für zwei 

Drittel um mehr als fünf Prozent vor. Für die meisten Großstädte liegen die Prognosewerte noch deutlich 

höher. Mit diesen Zuwächsen ist Typ 2 der wachstumsintensivste der neun Demographietypen. 

  

                                                

1  Die Bevölkerungsvorausberechnung bezieht sich nur auf die Städte und Gemeinden, die in dem Typisierungsverfahren vor Umstellung auf 

Verbandsgemeinden enthalten waren. Sie gilt somit nur für 51 der 52 Städte und Gemeinden von Typ 2 (vergl. Methodik Demographietypi-
sierung – nachträgliche Neuzuordnung).   

https://www.wegweiser-kommune.de/documents/10184/21656/Demographietypsierung+-+nachtr%C3%A4gliche+Neuzuordnung.pdf/9cf9fd22-aea6-7464-1b2d-786c9c98b72d
https://www.wegweiser-kommune.de/documents/10184/21656/Demographietypsierung+-+nachtr%C3%A4gliche+Neuzuordnung.pdf/9cf9fd22-aea6-7464-1b2d-786c9c98b72d
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Bevölkerungsentwicklung 2012 bis 2030 in den Kommunen des Typs 2  

 

Durch die fortgesetzte Zuwanderung junger Menschen bleibt die Bevölkerung vergleichsweise jung. 

Gleichwohl wird, wie überall in Deutschland, der Anteil junger Menschen kleiner und der Anteil alter 

Menschen größer werden. Aber der Zuwachs der Älteren bleibt verhalten, der Anteil der Kinder und Ju-

gendlichen (bis 18 Jahre) wird sogar leicht wachsen. 

 

Altersstruktur 2012 und 2030 in den Kommunen des Typs 2 

 

Damit wird das mittlere Alter in den Kommunen des Typs 2 bis 2030 nur – relativ geringfügig – um zwei 

Jahre steigen und auch zukünftig das niedrigste aller Demographietypen sein.  
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Medianalter 2013 und 2030 in den Kommunen des Typs 2 

 

Diese Perspektive gilt aber vorrangig für die Großstädte und Universitätsstädte, auf die sich die Bil-

dungszuwanderung und internationale Zuwanderung richten. In den kleineren Städten und Gemeinden 

im Umland wird es diese kontinuierliche Verjüngung voraussichtlich weniger geben, sodass ihre Bevöl-

kerung stärker und schneller altert.  

 

Hohe Kaufkraft, aber große Wohlstandsunterschiede zwischen den Kommunen 

Die starke Position der Wirtschaft wird durch eine sehr hohe durchschnittliche Kaufkraft der Privathaus-

halte bestätigt, ebenso durch eine Einkommensverteilung, bei der hohe Haushaltseinkommen einen be-

sonders großen, niedrige Haushaltseinkommen einen besonders kleinen Teil ausmachen. Darin reflek-

tieren sich die jeweils weit überdurchschnittlichen Anteile hoch qualifizierter Bewohner und in der Regel 

hoch entlohnter Arbeitsplätze in Universitäten, Forschungs- und Entwicklungszentren, Finanzinstituten 

und Unternehmenszentralen. 

Aber Typ 2 ist gespalten. Er zeigt eine deutliche Zweiteilung zwischen Groß- und Universitätsstädten ei-

nerseits und kleinen Städten im Umland andererseits. Mit Ausnahme von Stuttgart, Düsseldorf und Mün-

chen liegt die Kaufkraft in den Groß- und Universitätsstädten deutlich unter dem Niveau der Umlandkom-

munen. Dies erklärt sich durch die hohen Anteile der Studentenhaushalte, die über wenig Einkommen 

verfügen, und die relativ großen Gruppen unterstützungsbedürftiger Einwohner. In den Umlandgemein-

den dagegen ist das durchschnittliche Einkommen durchweg sehr hoch und die durchschnittliche Kauf-

kraft übertrifft die aller Kommunen in den neun Demographietypen um 40 Prozent.  

 

Große soziale Unterschiede in den Großstädten 

Auf den ersten Blick sind die Anteile materiell und sozial bedürftiger Personengruppen in den Kommu-

nen des Typs 2 unauffällig. Sie entsprechen den jeweiligen Durchschnittswerten aller Kommunen in den 

neun Demographietypen. In den Großstädten jedoch ist die Bevölkerung materiell und sozial stärker po-

larisiert als in den Umlandgemeinden. In ihnen ist neben Reichtum auch Armut stark vertreten. So liegen 

die Anteile der sozialhilfebedürftigen Haushalte (SGB-II-Quote) über zehn Prozent und die Anteile der 

Kinder in solchen Haushalten meist deutlich über 20 Prozent. In etlichen Großstädten übertreffen diese 

Armutsindikatoren die Durchschnittswerte aller Kommunen sogar um ein Mehrfaches. Auch die Arbeits-

losenquoten sind, trotz dynamischer Wirtschaftsstruktur und dynamischer Entwicklung der Arbeitsplatz-

zahlen, meist überdurchschnittlich hoch.  
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Kinderarmut nach Demographietypen  

 

Sehr hohe Steuereinnahmen und geringe Schuldenlast  

Hohe Gewerbesteueraufkommen und hohe Einkommenssteueraufkommen führen in den Städten und 

Gemeinden zu Spitzenwerten bei den Steuereinnahmen. 

 

Jährliche Steuereinnahmen pro Einwohner* in den Kommunen des Typs 2 

 
* gemittelter Wert aus den Jahren 2010 bis 2013  

Verglichen mit den anderen Demographietypen ist auch die Verschuldung im Verhältnis zur Steuerkraft 

gering. Im Mittel belaufen sich die Schulden in den kommunalen Kernhaushalten auf gut 80 Prozent der 

jährlichen Steuereinnahmen. Allerdings gibt es in Typ 2 auch einige Großstädte, in denen die Schulden 
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die jährlichen Steuereinnahmen um ein Mehrfaches übersteigen; dazu gehören Offenbach, Mainz, Bonn 

und Darmstadt2.  

 

Schulden als Anteil der Steuereinnahmen 2013 nach Demographietypen 

 

In der Regel verfügen die Kommunen aber über einen erheblichen finanziellen Handlungsspielraum. 

Dem stehen aufgrund ihrer herausragenden Funktion im Städtesystem aber Anforderungen gegenüber, 

die mit hohen Investitionen und laufenden Kosten verbunden sind (z. B. kulturelle Einrichtungen). Dar-

über hinaus sehen sie sich aufgrund der hohen Anteile bedürftiger Haushalte den Belastungen durch 

relativ hohe Sozialausgaben ausgesetzt.  

 

 

3. Herausforderungen 

Die Städte und Gemeinden des Typs 2 sind die Wachstumspole Deutschlands. Sie haben in den letzten 

Jahren viele neue Einwohner gewonnen, durch die starke Zuwanderung junger Menschen bleibt ihre Be-

völkerung relativ jung, ihre Wirtschaft ist international konkurrenzfähig und wächst dynamisch.  

Das Einwohnerwachstum bringt allerdings Herausforderungen mit sich. Und auch diese Kommunen 

müssen sich darauf einstellen, dass die Zahl und der Anteil älterer Menschen wachsen.  

Orientierung auf nachhaltige Stadtentwicklung: Die Zentren der Wissensgesellschaft werden weiter-

hin Zielorte für Zuwanderer und Unternehmen sein – sie werden also voller, Freiflächen werden knapper, 

Nutzungskonkurrenzen und -konflikte nehmen zu. Um das nachhaltige Funktionieren der städtischen 

Gesellschaft für die Zukunft zu gewährleisten, sind eine vorausschauende Stadtentwicklungspolitik und 

eine zukunftsorientierte Stadtplanung erforderlich.  

                                                
2  Die Stadtstaaten Berlin und Hamburg sind aufgrund fehlender Daten in dieser Gegenüberstellung von Steuereinnahmen und Schulden nicht 

enthalten. 
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Verbreiterung des Wohnungsangebots: Eine der größten Herausforderungen der nächsten Jahre wird 

es sein, den Bau bezahlbaren und bedarfsgerechten Wohnraums zu unterstützen. In den Wachstums-

räumen ist der Wohnungsmarkt schon seit einiger Zeit sehr angespannt, sodass es für Bezieher mittlerer 

und unterer Einkommen oft schwer ist, geeignete Wohnungen zu finden. Diese schwierige Situation wird 

durch die jüngsten Zuwanderungen von Migranten verschärft. Die Herausforderung trifft die Kernstädte 

ebenso wie die kleineren Zentren im Umland, ihre Lösungen werden allerdings verschieden ausfallen 

müssen. 

Sicherung des Arbeitskräfteangebots: Die vielfältige und hoch entwickelte Wirtschaftsstruktur und der 

differenzierte Arbeitsmarkt sind die Grundlagen für den Erfolg der Städte und Gemeinden.  

Auch zukünftig müssen daher qualifizierte und hoch qualifizierte Fachkräfte zur Verfügung stehen. 

Ebenso ist die Pflege weicher Standortfaktoren erforderlich, damit die Kommunen im Wettbewerb um 

Fach- und Spitzenkräfte weiterhin attraktiv bleiben. Dazu gehören, insbesondere in den Großstädten und 

Universitätsstädten, Maßnahmen, um ihre Attraktivität als Wohnort für Familien zu steigern.  

Umfassende Nutzung digitaler Informations- und Kommunikationstechnologien: Das Internet und 

die elektronischen Technologien und Medien stellen eine wichtige Ressource für die Lösung von Proble-

men der Stadtgesellschaft und für ihre nachhaltige Entwicklung dar. Es verlangt große investive und 

strategische Anstrengungen sowie ein sorgfältiges Management, um sie nutzbar zu machen.  

Einstellen auf alternde Bevölkerung: Die Zentren der Wissensgesellschaft können dem Trend nicht 

entgehen, dass die Gruppe der älteren und der hochbetagten Einwohner stark wachsen wird. Die Kom-

munen werden daher erhebliche Anstrengungen unternehmen müssen, um für ältere Bewohner eine Le-

bensumwelt zu schaffen, die ihren Bedürfnissen gerecht wird und sie dabei unterstützt, möglichst lange 

eigenständig leben zu können.  

Unterbringung und Integration von Migranten und Geflüchteten: Die Organisation von Wohnraum 

für Migranten ist für Politik und Verwaltung der Kommunen eine immense Herausforderung. Die Zuwan-

derungen sollten dennoch als Chance für eine Verjüngung der Bevölkerung und Vergrößerung des Ar-

beitskräfteangebots verstanden werden. Dies verlangt allerdings eine schnelle Integration der Migranten 

und Flüchtlinge und erfordert kurzfristig Maßnahmen in vielen kommunalen Handlungsfeldern. Zugleich 

werden die Kommunen weiterhin für politische Akzeptanz werben müssen, um den Zusammenhalt der 

Stadtgesellschaft zu sichern. 

Verhinderung sozialer Polarisierung: Die Wachstumszentren werden auch zukünftig sozial sehr hete-

rogen sein. Dies gilt zwar für die Großstädte in besonders auffallender Weise, aber auch in den kleine-

ren Umlandzentren werden soziale Unterschiede zunehmen. Für die kommunale Politik und Verwaltung 

wird es daher in den nächsten Jahren eine der wichtigsten Herausforderungen sein, zu verhindern, dass 

Ungleichheit zu Polarisierung und Exklusion führt. Stattdessen müssen Chancen für die Integration be-

nachteiligter Gruppen eröffnet werden. Das erfordert Initiativen und Maßnahmen in unterschiedlichen 

Handlungsfeldern, insbesondere Bildung und Ausbildung, soziale Betreuung und Beteiligungskultur. 

Umbau der Mobilitätsträger: Die negativen Auswirkungen des motorisierten Verkehrs auf die städti-

sche Umwelt und Lebensqualität müssen zurückgedrängt werden, selbst wenn durch starkes Bevölke-

rungs- und Wirtschaftswachstum die Verkehre zunehmen. Dabei kommt der Organisation des Stadt- und 

Regionalverkehrs eine Schlüsselstellung zu. Angesichts der absehbaren Verringerung und Verteuerung 
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fossiler Energieträger werden sich die Städte und Gemeinden in den kommenden Jahren dem Übergang 

zu einer nicht fossilen Mobilität nähern müssen. Das erfordert eine grundlegende Änderung der Mobili-

tätsstrukturen und der Anteile der Mobilitätsträger (Modal Split) in den Stadtregionen, v. a. eine deutliche 

Vermehrung umweltfreundlicher Verkehre.  

Stärkere Einbindung der Bürger: Um die Herausforderungen durch demographische Entwicklungen zu 

bewältigen, sind die Kommunen auf die Mitwirkung ihrer Bürger angewiesen. Diese müssen selbst aktiv 

werden und Verantwortung übernehmen, um die Gemeinschaft von Aufgaben zu entlasten. Die Kommu-

nen sind also gefordert, gemeinsam mit den Bürgern neue Formen der Beteiligung und der Mitgestaltung 

zu entwickeln und zu praktizieren.  

Regionale Abstimmung: Der Erfolg der Wissenschaftszentren beruht auf ihrer Einbettung in einen Wirt-

schaftsraum, in dem unterschiedlich profilierte Standorte vielfältig funktional verflochten sind und sich 

arbeitsteilig ergänzen. Die Bewältigung der Herausforderungen erfordert ebenfalls ein arbeitsteiliges und 

abgestimmtes Vorgehen in der Stadtregion. Das betrifft vor allem Entscheidungen über die Standorte 

von Arbeitsplätzen und Wohnungen sowie über die Sicherung der Mobilität und die Verteilung sozialer 

und ökologischer Lasten. 

 

 

4. Potenziale 

Die Zentren der Wissensgesellschaft haben besonders gute Voraussetzungen, um die Herausforderun-

gen des demographischen Wandels zu bewältigen.  

Á Aufgrund ihres vielfältigen und umfangreichen Ausbildungs- und Arbeitsplatzangebots und ihrer ur-

banen Kultur werden sie weiterhin jüngere Bevölkerungsgruppen anziehen, sodass ihre Bevölke-

rungsstruktur vergleichsweise jung bleiben wird. Das hat positive Auswirkungen auf das Arbeitskräf-

teangebot und gibt ihnen Zeit, sich auf die Herausforderungen durch die Alterung der Bevölkerung 

einzustellen. 

Á Das dynamische Wachstum der Wirtschaftsleistung und der große und differenzierte Arbeitsmarkt 

machen die Stadtregionen sehr attraktiv für qualifizierte und hoch qualifizierte Beschäftigte. Dies sind 

gute Voraussetzungen, um ihre Position als Gravitationszentren der Wissensgesellschaft zu erhalten 

und auszubauen. 

Á Die hohe urbane Dichte sichert Vielfalt der Waren-, Dienstleistungs-, Kultur- und Bildungsangebote 

sowie kurze Wege und gute Erreichbarkeit. 

Á Die soziale, wirtschaftliche und ethnische Vielfalt der Stadtbevölkerung kann ein Potenzial für gesell-

schaftliche und ökonomische Innovationen sein, da sie kreative Menschen anzieht und die Entste-

hung kreativer Milieus fördert. 

Á Hohe Einkommen und hohe Kaufkraft der Bevölkerung machen die Städte und Gemeinden interes-

sant für die Ansiedlung von Handels- und haushaltsorientierten Dienstleistungsunternehmen.  

Á Die Kommunen haben große Ressourcen, um die Herausforderungen des demographischen Wan-

dels zu bearbeiten. Ihre Verwaltungen sind qualifiziert und in der Bearbeitung komplexer Aufgaben 

erfahren und die Städte und Gemeinden verfügen über finanzielle Handlungsspielräume. 
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5. Handlungsansätze und Empfehlungen  

Die Anforderungen an kommunales Handeln und die Handlungsspielräume unterscheiden sich für die 

großen Städte und für die kleineren Kommunen. Allen gemeinsam aber ist, dass die folgenden Themen 

Schwerpunkte ihres Handelns sein müssen:  

Á Strategie zur Gestaltung des demographischen Wandels entwickeln  

Á Wohnungsangebot vergrößern 

Á Siedlungsstrukturen nachhaltig entwickeln 

Á Standortqualität erhalten und ausbauen 

Á Wohn- und Lebensqualität sichern  

Á Migranten integrieren 

Á Bürgergesellschaft stärken 

Á Kooperationskultur ausbauen 

 

5.1. Strategie zur Gestaltung des demographischen Wandels entwickeln  

Um angemessen auf die demographischen Veränderungen reagieren und Gestaltungsmöglichkeiten 

nutzen zu können, bedarf es einer fach- und ressortübergreifenden Gesamtstrategie. Sie muss auf einer 

fundierten Bestandsaufnahme beruhen und Entwicklungsziele, Handlungsschwerpunkte und ein Maß-

nahmenkonzept umfassen. Die Ziele und Handlungsschwerpunkte sollten mit umfassender Beteiligung 

der Öffentlichkeit erarbeitet werden.  

 

Regelmäßige Bestandsaufnahme durchführen 

Gestaltung setzt voraus, dass Kenntnisse über Formen und Ausmaß der demographischen Entwicklun-

gen vorliegen und die zu erwartenden Folgen abgeschätzt werden können. Diese Folgeabschätzung 

sollte von der Kapazitätsauslastung der Schulen und anderer Infrastrukturen über den Wohnraumbedarf 

bis zu Anforderungen an soziale Dienste reichen. Das erfordert fortlaufende Informationen über lokale 

und regionale Entwicklungstendenzen der Bevölkerung und Altersstruktur, des Arbeitsmarkts und der 

Wohnungsmärkte. Um über diese Informationen aktuell und kleinräumlich zu verfügen, sollten die Kom-

munen ein Monitoringsystem nutzen bzw. aufbauen.  

 

Bausteine der Entwicklungsstrategie festlegen 

Elementare Bausteine einer kommunalen Entwicklungsstrategie sind klar definierte Ziele. Sie bilden den 

Rahmen für ein Handlungs- und Maßnahmenkonzept, das einen Zeitplan für die Umsetzung beinhaltet. 

Die Entwicklungsstrategie muss längerfristig ausgerichtet sein und eindeutige thematische Schwer-

punkte setzen. Es bedarf also einer Festlegung auf die wichtigsten demographischen Herausforderun-

gen und die Prioritäten des kommunalen Handels. Dazu gehört auch eine Aussage darüber, was durch 

öffentliches Handeln geleistet werden kann und was nicht.  
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Die Handlungsschwerpunkte betreffen in der Regel mehrere Fachbereiche, deswegen sollten sie auch 

ressortübergreifend bearbeitet werden. Ein wichtiger Baustein der Strategie wäre daher, in der Verwal-

tung eine Stelle für das „Demographiemanagement“ zu verankern, das Zuständigkeiten festlegt und zu-

gleich themen- und ressortübergreifende Kooperationen einfordert und organisiert. Eine weitere Aufgabe 

des Demographiemanagements ist die regelmäßige Überprüfung der Entwicklungsziele und die Evalua-

tion der Maßnahmen.  

 

Öffentlichkeit beteiligen 

Bürgerschaft, Wirtschaft und andere wichtige Akteure müssen die Gestaltungsziele und Maßnahmen ak-

zeptieren und unterstützen. Das ist nur zu erreichen, wenn sie frühzeitig und intensiv in die Überlegun-

gen und Entscheidungen zur Zukunftsgestaltung eingebunden werden. Die kontinuierliche Information 

über Ergebnisse der Bestandsaufnahmen und die Verständigung über Herausforderungen und Potenzi-

ale sowie weiterführend auf Ziele und Handlungsschwerpunkte sollten daher Bestandteile eines umfas-

senden öffentlichen Diskussions- und Entscheidungsprozesses sein. 

 

5.2. Wohnungsangebot vergrößern 

Die Städte und Gemeinden sind begehrte Wohnstandorte. Ihr sehr dynamisches Einwohnerwachstum ist 

das Ergebnis hoher Zuwanderungen vornehmlich von sehr jungen Menschen, die aus anderen Regio-

nen Deutschlands und als Migranten aus dem Ausland in die Bildungs- und Wirtschaftszentren ziehen. 

Die Umlandgemeinden wachsen auch durch Zuwanderungen von Familien und etwas älteren Erwerbstä-

tigen.  

Das Bevölkerungs- und Haushaltswachstum hat zu erheblichen Engpässen in der Wohnungsversorgung 

geführt. Sie sind vor allem auf die sehr geringen Neubauaktivitäten im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhun-

derts zurückzuführen. Folgen des angespannten Wohnungsmarkts sind ein sehr hohes Preisniveau und 

sehr starke Preissteigerungen für Immobilien und Mieten.  

Es ist daher für die Kommunen eine Schlüsselaufgabe, dafür zu sorgen, dass das Wohnungsangebot 

deutlich vergrößert wird. Zugleich müssen sie darauf Einfluss nehmen, dass die Wohnraumbedarfe aller 

Bevölkerungsgruppen berücksichtigt werden.  

 

Angebot preisgünstiger Mietwohnungen sichern und ausbauen  

Insbesondere in den großen Städten ist das Angebot von Mietwohnungen im unteren Preissegment viel 

zu gering. Ihre Zahl hat sich durch Modernisierungen und Umwandlungen in Eigentum sowie auslau-

fende Belegungsbindungen kontinuierlich verringert. Dagegen nimmt die Zahl der Haushalte zu, die 

preisgünstige Wohnungen benötigen. Dabei handelt es sich keineswegs nur um Haushalte, die auf öf-

fentliche Unterstützung angewiesen sind, sondern auch um Fachkräfte, die auf den städtischen Arbeits-

märkten gebraucht werden.  

Aufwertungs- und Verdrängungsprozesse in Stadtquartieren (Gentrifizierung) erzwingen Abwanderun-

gen aus der inneren Stadt und führen zur Konzentration einkommensschwächerer Haushalte in sozial 
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belasteten Stadtquartieren am Stadtrand oder im entfernten Umland. Die Folge ist eine zunehmende 

räumliche Trennung sozialer Schichten und Gruppen. Die Engpässe in diesem angespannten Woh-

nungsmarktsegment werden durch die jüngsten Zuwanderungen verstärkt, damit wächst die Konkurrenz 

um Wohnungen zwischen Beziehern geringer Einkommen, Studierenden und Zuwanderern.  

Die Verbesserung der Wohnraumversorgung für einkommensschwache Haushalte und Normalverdiener 

ist daher eine der wichtigsten Aufgaben für die kommenden Jahre. Aufgrund der hohen baulichen und 

energetischen Standards und der Steigerung der Grundstückspreise können preiswerte Wohnungen al-

lerdings kaum noch ohne öffentliche Förderung gebaut werden. Zusammen mit Land und Bund müssen 

daher neue Strategien für den Bau preisgünstiger Wohnungen entwickelt werden. Zahlreiche Großstädte 

sind auf diesem Gebiet bereits sehr aktiv. Etliche von ihnen haben in den letzten Jahren eigene Förder-

programme aufgelegt, mit messbaren, allerdings in der Quantität noch zu geringen Erfolgen. Die Förde-

rung muss daher ausgeweitet werden, was angesichts der wirtschaftlichen Situation der Kommunen 

durchaus möglich sein sollte, und sie muss mit ergänzenden Instrumenten (Bereitstellung von Grundstü-

cken, Aktivierung kommunaler Wohnungsunternehmen) unterstützt werden.  

Auch die Umlandgemeinden sollten in stärkerem Maße als in der Vergangenheit den Bau preisgünstiger 

Wohnungen fördern, denn die Konkurrenz um Einwohner wird härter und preisgünstige Wohnungen wer-

den für die umworbene Gruppe der Facharbeiter als Standortfaktor an Bedeutung gewinnen. Hinzu 

kommt, dass die Kommunen sich nicht ihrer regionalen Verantwortung entziehen dürfen – der Woh-

nungsmarkt ist, wie der Arbeitsmarkt, regional; entsprechend müssen sie ihren Beitrag zur Entspannung 

des Markts leisten.  

 

Wohnungsbestände sichern und qualifizieren  

Die qualitative Verbesserung der Wohnungsbestände bleibt ein wichtiges kommunales Tätigkeitsfeld. 

Um das Angebot an veränderte Bedarfe und Wohnwünsche anzupassen, sind weiterhin Umbau und Mo-

dernisierung von Altbeständen, aber auch die Verbesserungen des Wohnumfelds und der Infrastruktu-

ren nötig.  

Dies gilt insbesondere für sogenannte problematische Wohnquartiere – große Wohngebiete der 1960er 

und 1970er, in Ostdeutschland auch der 1980er Jahre, die oft städtebaulich schlecht integriert und infra-

strukturell schlecht versorgt sind. Diese Wohnungsbestände sind quantitativ zu wichtig, gerade für den 

angespannten Teilmarkt preiswerter Mietwohnungen, um sie drohenden baulichen und sozialen Abwer-

tungstendenzen zu überlassen. Neben Verbesserungen der Bausubstanz und des Wohnumfelds sind in 

diesen Quartieren, soweit dort sozial benachteiligte Gruppen konzentriert sind, zusätzlich sozial- und ar-

beitsmarktpolitische Initiativen erforderlich. Sie sollten daher von den Kommunen regelmäßig durch 

Maßnahmen des Quartiersmanagements stabilisiert und aufgewertet werden.  

Die kleineren Kommunen sollten zudem ihre Aufmerksamkeit darauf richten, den Generationenwechsel 

in altershomogenen älteren Einfamilienhausgebieten zu unterstützen. 
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Angebotsvielfalt ausbauen 

Die Kommunen profitieren offenbar von dem Trend, dass das Leben in Städten und urbanen Räumen 

von vielen Menschen wieder eine größere Wertschätzung genießt. Gleichwohl müssen die Kommunen 

an ihrem Profil als attraktiver Wohnstandort arbeiten, um Standortbindungen und Standorttreue ihrer Be-

wohner zu verstärken. Durch die gewachsene Vielfalt der Haushaltsformen und die Pluralisierung der 

Lebensstile ist die Nachfrage nach Wohnraum vielfältiger und differenzierter geworden. Um im härter 

werdenden Wettbewerb um Bewohner, qualifizierte und hoch qualifizierte Arbeitskräfte, deutsche und 

internationale Studierende zu bestehen, sollten sie daher darauf achten, dass ihr Wohnungsangebot für 

unterschiedliche Zielgruppen attraktiv ist. Dazu gehört auch, das wachsende Interesse für neue Wohn-

formen (gemeinschaftliches Wohnen, generationenübergreifendes Wohnen) und neue Eigentumsformen 

(Baugemeinschaften, Genossenschaften) zu befriedigen.  

Insbesondere die familienorientierten Wohngemeinden müssen sich auf Veränderungen der Nachfrage 

einstellen. Wollen sie weiterhin Zuwanderer aus der Kernstadt und Zuwanderer in den Wirtschaftraum 

anziehen, sollten sie ein vielfältigeres Wohnungsangebot vorweisen und das Wohnumfeld sowie die 

kommunalen Infrastrukturen und Leistungen auch auf andere Haushaltsformen als Familien ausrichten.  

 

Angebot altersgerechter Wohnungen erweitern 

In allen Städten und Gemeinden wächst der Bedarf nach altengerechtem Wohnraum – das sind barriere-

arme oder barrierefreie Wohnungen, ebenerdig bzw. mit Fahrstuhl, in integrierten Lagen mit guter Ver-

sorgung und Anbindung an den öffentlichen Verkehr. Insbesondere in kleineren Städten und Gemeinden 

mit einem wenig diversifizierten Wohnungsangebot gibt es bislang kaum Möglichkeiten, von einem 

Haus, das zu groß, zu teuer oder zu pflegeaufwendig geworden ist, in eine barrierereduzierte oder barri-

erearme kleinere Wohnung zu wechseln. Die Kommunen werden deshalb darauf achten müssen, dass 

das entsprechende Angebot durch Umbau oder Neubau erheblich vergrößert wird. Außerdem sollten sie 

initiieren bzw. unterstützen, dass auch innovative Wohnformen für ältere Menschen (unterschiedliche 

Arten gemeinschaftlichen und betreuten Wohnens) geschaffen werden. 

 

Bau von Wohnraum für Studierende verstärken 

In den Städten mit großen Universitäten herrscht Mangel an Wohnungen für Studierende. Dadurch wird 

die Konkurrenz um preisgünstige Wohnungen, z. T. auch um große familiengerechte Wohnungen im 

mittleren Preissegment, die sich auch für Wohngemeinschaften eignen, weiter verstärkt. Es muss also 

zusätzlicher Wohnraum für Studenten geschaffen werden. Die Kommunalpolitik sollte sich deshalb so-

wohl für den Bau von Wohnheimen einsetzen als auch privat finanzierte Projekte für den Bau von Stu-

dentenwohnungen unterstützen.  

 

Kommunale Handlungsspielräume nutzen  

Die Kommunen können das Wohnungsangebot i. d. R. nicht selbst vergrößern und diversifizieren. Sie 

können aber als Impulsgeber und Moderator wirken und zusammen mit den Akteuren auf dem Immobi-
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lien- und Wohnungsmarkt ihre Profilierung als Wohnstandort vorantreiben. Dazu sollten sie ein kommu-

nales Handlungskonzept Wohnen erarbeiten und in Gang bringen, das u. a. Aussagen dazu enthalten 

muss, wie die soziale Wohnraumversorgung verbessert, die Erhaltung und Aufwertung der Bestände ge-

sichert und die nachhaltige Stadtentwicklung vorangetrieben werden kann. 

Als Instrument zur Entwicklung der wohnungspolitischen Ziele und zur Abstimmung der Maßnahmen 

bietet sich ein „Lokales Bündnis für Wohnen“ an, in dem die öffentlichen und privatwirtschaftlichen Woh-

nungsmarktakteure verbindlich zusammenarbeiten. Die Führung bei der Entwicklung und Steuerung des 

Handlungskonzepts muss die Spitze der Kommunalpolitik übernehmen.  

Weitere Instrumente, die die Städte und Gemeinden nutzen sollten, sind:  

Á eine aktive kommunale Bodenpolitik und Bodenbevorratung  

Á Verzicht auf Höchstpreisverfahren bei Grundstücksverkäufen, stattdessen Auflagen für Erwerber, um 

wohnungspolitische Ziele zu erreichen, z. B. durch Festschreibung von Anteilen preisgünstiger und 

altersgerechter Wohnungen  

Á Forcierung der altersgerechten Anpassung in kommunalen Wohnungsbeständen und Sicherung von 

Wohnraum für untere Einkommensschichten sichern  

Á Unterstützung innovativer und alternativer Wohnformen und Organisationsformen 

Á Förderung der sozialen Stabilisierung in städtischen Quartieren durch Sanierungsprogramme, So-
zial- und Wirtschaftsprojekte  

Á Maßnahmen im Wohnumfeld zur Steigerung der Attraktivität der Wohnungsbestände 

 

Darüber hinaus besteht eine wichtige Anforderung an das Konzept darin, ein Wohnungsmarktbeobach-

tungssystem zu installieren bzw. zu erweitern, durch das die Nachfrage- und Angebotsentwicklung konti-

nuierlich erfasst, belastbare Schätzungen zum Umfang der künftigen Nachfrage vorgenommen und die 

Effekte der wohnungspolitischen Maßnahmen evaluiert werden können.  

 

Wohnungspolitik interkommunal abstimmen 

Immobilien- und Wohnungsmärkte in Verdichtungsräumen sind regionale Märkte. Deshalb ist es zwin-

gend, dass sich die Städte und Gemeinden gegenseitig über ihre lokale Entwicklung und ihre Ziele infor-

mieren und über Standortentwicklungen abstimmen. Idealerweise würden sie ein regionales Wohnraum-

versorgungskonzept erarbeiten und umsetzen. 

 

5.3. Siedlungsstrukturen nachhaltig entwickeln 

Starkes Einwohner- und Wirtschaftswachstum verbunden mit massiver Zunahme des Verkehrs setzt die 

Siedlungsplanung der Städte und Gemeinden unter großen Druck. Mehr oder weniger unmittelbar müs-

sen Standorte und Flächen für neue Nutzungen oder Erweiterungen gefunden und aufbereitet werden. 

Nutzungskonkurrenzen und Nutzungskonflikte müssen gelöst oder entschärft und Umweltbelastungen 

vermieden bzw. verringert werden. Bei allen Entscheidungen gilt es, die Ziele einer sozial, ökonomisch 

und ökologisch verträglichen Entwicklung der Kommune nicht aus dem Blick zu verlieren. Für die Stadt-

planung bedeutet das, dem Wachstumsdruck durch vorausschauende Flächenpolitik ein entsprechen-

des Angebot gegenüberzustellen und gleichzeitig eine hohe Lebensqualität für die Bewohner zu sichern. 
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Da die Flächenressourcen in vielen Fällen weitgehend ausgereizt sind, gibt es nur begrenzte Möglichkei-

ten für Siedlungserweiterungen. Folglich müssen für die meisten Städte der Stadtumbau, die Arrondie-

rung von Siedlungsflächen und die Intensivierung von Nutzungen im Vordergrund ihrer Aktivitäten ste-

hen. Dabei sollte die „Kompakte Stadt“ als Leitbild dienen. Mit hoher Verdichtung, Mischung der Nutzun-

gen und kurzen Wegen, Vielfalt der Quartiere und sozialer Mischung in den Quartieren sowie Stärkung 

der Zentren lassen sich am weitestgehenden die Ziele nachhaltiger Entwicklung erfüllen. Das gilt auch 

für die kleineren Kommunen. Durch eine stärkere Verstädterung können sie ihre Attraktivität am besten 

bewahren und ihre Zentralität in der Region stärken. Zudem wird damit der Wachstumsdruck auf die 

Großstädte verringert.  

 

Innentwicklung vor Außenentwicklung setzen  

Aus ökologischen, stadtwirtschaftlichen und städtebaulichen Gründen sollten die Innenentwicklung und 

Stärkung der Siedlungsbestände Vorrang vor Siedlungserweiterungen haben. Um die Entwicklungspo-

tenziale im Bau- und Siedlungsbestand umfassend zu aktivieren, ist es erforderlich,  

Á die innerörtlichen Brachflächen, Baulücken, untergenutzten Flächen und Leerstände systematisch zu 
erfassen und dafür ein Flächenkataster aufzubauen und zu pflegen sowie 

Á Flächenmanagementverfahren zu entwickeln, um die Flächennachfrage und Entwicklungspotenziale 
auf die Siedlungskerne lenken zu können.  

 

Innenentwicklung bedeutet in erster Linie, Neubau auf innerörtliche, bereits erschlossene Reserve- und 

Brachflächen zu konzentrieren. Um gleichzeitig veränderten Anforderungen an Qualitäten und Nutzun-

gen gerecht zu werden, schließt sie auch Umbau, Sanierung und Modernisierung der Siedlungsbe-

stände ein und dort, wo diese nicht mehr wirtschaftlich sanierbar sind, Abrisse und Neubebauung.  

 

Risiken der Innenentwicklung beachten und Qualität der innerstädtischen Freiräume ver-

bessern 

Innenentwicklung bedeutet nicht, jede Freifläche zu bebauen. Eine funktionierende Stadtgesellschaft 

braucht Freiräume mit hoher Umwelt- und Nutzungsqualität, die ihr vielfältige Möglichkeiten der Begeg-

nung, für Sport und Freizeit, zur Erholung und Naturerfahrung bieten und gleichzeitig der Gesundheits-

prävention und dem Klimaschutz dienen. In diesem Sinne ist „grüne Infrastruktur“ ein wichtiger Standort-

faktor und entscheidend für die Zukunftsfähigkeit und Attraktivität der Kommunen. Das Netz innerstädti-

scher Freiräume muss daher erhalten werden. Dazu gehört auch,  

Á Grünflächen bei Nachverdichtungen aufzuwerten und  

Á neue Konzepte verdichteter und vertikaler Grünflächen zu entwickeln und zu realisieren.  

 

Innenentwicklung darf auch nicht dazu führen, jede Möglichkeit der Verdichtung und Qualitätsaufwertung 

zu nutzen. Häufig haben sie Nutzungskonkurrenzen und Preissteigerungen zur Folge, die ansässiges 

Gewerbe und mittelfristig auch ansässige Bewohner verdrängen. Die Kommunen müssen daher die 

Gentrifizierungsprozesse beobachten und darauf achten, dass das Ziel, preisgünstige Mietwohnungen 

zu erhalten, nicht konterkariert wird. 
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Stadterweiterung nachhaltig gestalten 

Selbst bei erfolgreicher Innenentwicklung und Bestandspflege wird es in den Wachstumszentren not-

wendig sein, neue Wohnquartiere auch durch Siedlungserweiterungen zu entwickeln. In einigen Groß-

städten werden sogar größere Siedlungsgebiete neu entwickelt werden müssen, um den Wohnungs-

mangel zu verringern.  

Aber auch Stadterweiterungen sollten sich an dem Ziel einer kompakten Stadt orientieren. Dazu müssen 

sie in flächensparenden verdichteten Bauformen erfolgen und an Standorten entstehen, die eine funktio-

nierende Verkehrsanbindung (inkl. Öffentlicher Verkehr) und die Entstehung integrierter Quartiere mit 

einer langfristig wirtschaftlich tragfähigen Infrastrukturausstattung ermöglichen.  

 

Regionale Kooperation fördern 

Um Nutzungskonkurrenzen („Flächenkannibalismus“) und kostspielige Fehlentwicklungen zu verhindern, 

müssen die Kommunen in ihrer Siedlungsplanung eng zusammenarbeiten. Häufig sind die Großstädte 

und Umlandkommunen so eng verflochten, dass sie ihre Standort- und Siedlungsflächenentwicklung so-

wie ihre Mobilitätsangebote abstimmen müssen.  

 

5.4. Standortqualität erhalten und ausbauen 

Um ihre Position als prosperierende und wachsende Standorte von Forschungs- und Entwicklungsein-

richtungen und hochwertigen Dienstleistungen zu erhalten, müssen die Städte und Gemeinden ihre At-

traktivität für Unternehmen und Institutionen sichern und ausbauen. Das betrifft zum einen die harten 

Standortfaktoren, wie Erreichbarkeit, innerstädtische Mobilität, Verfügbarkeit von Flächen sowie das An-

gebot qualifizierter und hoch qualifizierter Arbeitskräfte. Dazu gehört ebenso die Breite und Qualität des 

Angebots digitaler Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT). Von großer Bedeutung sind 

neben harten aber auch weiche Standortfaktoren, wie Branchenmix und innovative Milieus, hohe Le-

bensqualität, attraktive Wohnraum-, Versorgungs-, Kultur- und Freizeitangebote. Die folgenden Bereiche 

sollten Schwerpunkte der kommunalen Aktivitäten sein: 

 

Innovationskraft und Arbeitskräfteangebot sichern 

Die zum Teil hoch spezialisierte und vielfältige Ökonomie der Wissenszentren verlangt eine ständige Zu-

fuhr innovativer Ideen und (hoch) qualifizierter Fachkräfte. Dazu müssen die Bildungs- und Forschungs-

einrichtungen in ihrer internationalen Konkurrenzfähigkeit gefördert und die Zusammenarbeit von Hoch-

schulen und Wirtschaft durch Initiierung und Begleitung von Kooperationen unterstützt werden.  

Zur Innovationskraft und Robustheit der Wirtschaft und des Arbeitsmarkts und zum Image der Städte 

tragen kreative Milieus bei. Um die Betriebe aus Werbung und Medien sowie Wissens- und Kulturpro-

duktion, die deren Kern ausmachen, anzuziehen und zu binden, sollte die Wirtschaftsförderung vielfäl-

tige und kleinteilige Wirtschaftsstrukturen unterstützen und ein differenziertes Gewebeflächenangebot, 

vorrangig in zentral gelegenen Altbaubeständen, sichern. Zusätzlich können die Städte und Gemeinden 
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durch Förderung von Start-ups und Initiativen aus Kultur und Kunst zur Entstehung der kreativen Milieus 

beitragen.  

Trotz der ständigen Zuwanderung junger Menschen sind auch die wachsenden Städte und Gemeinden 

davon betroffen, dass die Arbeitskräfte altern und der Nachwuchs schrumpft. Politik und Verwaltung, Un-

ternehmen und Bildungseinrichtungen müssen daher gemeinsam daran arbeiten, Fachkräfte zu halten 

und das Bildungs- und Erwerbspersonenpotenzial besser auszuschöpfen. Dafür ist ein Bündel sich er-

gänzender Maßnahmen notwendig:  

Á Durch eine enge Anbindung der Unternehmen an die regionalen Bildungseinrichtungen sowie die in-
tensive Zusammenarbeit der öffentlichen und privaten Bildungsträger müssen junge und qualifizierte 
Menschen in den Kommunen gehalten und ausreichend Nachwuchskräfte für die Unternehmen ge-
wonnen werden. Dazu gehört auch, den Übergang von der Schule in den Beruf zu unterstützen sowie 
bildungsferne und benachteiligte Gruppen besser zu qualifizieren. 

Á Angesicht der Zunahme älterer Beschäftigter steigt die Bedeutung kontinuierlicher Weiterqualifikation 
und präventiver Gesundheitsförderung. Dabei sollte die Wirtschaftsförderung eine initiierende und ko-
ordinierende Funktion übernehmen. 

Á Die kommunale Wirtschaftsförderung und die Kammern sollten insbesondere die kleineren und mittle-
ren Unternehmen dafür sensibilisieren, wie wichtig die Weiterqualifizierung ihrer Mitarbeiter und der 
Wissens- und Erfahrungstransfer zwischen älteren und jüngeren Beschäftigten ist.  

Á Um das Angebot technisch ausgebildeter Fachkräfte zu erhöhen, müssen Mädchen und Frauen in 
höherem Maße für technische Berufe gewonnen werden. In Zusammenarbeit mit Unternehmen und 
Ausbildern sollten die Kommunen entsprechende Informations- und Ausbildungsprogramme initiieren 
und organisieren. Die Unternehmen sollten ebenfalls dazu angeregt werden, Wiedereinstiegspro-
gramme für Frauen und Männer anzubieten, die nach der Kinderphase ihre Berufstätigkeit fortsetzen 
wollen. 

 

Gewerbebestand pflegen 

Bestandsbetriebe, darunter zahlreiche kleine und mittelgroße Unternehmen des produzierenden und 

verarbeitenden Gewerbes, des Handels und einfacher Dienstleistungen, sind nicht nur ein wesentliches 

Element der Wirtschaftskraft der Kommunen, sie tragen auch einen großen Teil zum wirtschaftlichen 

Wachstum und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze bei. Für die kommunale Wirtschaftsförderung ist es 

daher eine wichtige Aufgabe, diese Betriebe der „alten“ Ökonomie zu erhalten und zu fördern. Dafür 

müssen in Zusammenarbeit mit der Stadtplanung die gewerblichen Standorte gegen Nutzungskonflikte 

und Umnutzungsdruck gesichert und die Unternehmen bei Flächen- und Standortproblemen unterstüt-

zen und beraten werden.  

Die Kommunen im Umland sind Teil des dynamischen Wirtschaftsraums. Sie partizipieren an seiner At-

traktivität, weil durch technologische Innovationen für viele Unternehmen die Vorteile des Zentrums auch 

an kleineren und weniger zentralen Standorten der Region wirksam sind. Den Standortvorteil geringerer 

Kosten und ihrer Wohnattraktivität insbesondere für kleinere Betriebe und Selbstständige können diese 

Städte und Gemeinden durch Initiierung und Unterstützung eines Gewerbezentrums mit hochwertiger 

technischer und insbesondere digitaler sowie sozialer Infrastruktur, z. B. eine qualitätsvolle Kinderbe-

treuung, unterstützten („CoWorking Center“). Dadurch würde Arbeitskräften das tägliche Pendeln in die 

Kernstadt oder zu einem anderen Ort im Wirtschaftsraum erspart und die Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf erleichtert.  
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Mobilität sichern 

Es ist absehbar, dass Personen- und Güterverkehre weiterhin stark zunehmen werden. Dadurch wach-

sen die Lärm- und Schadstoffbelastungen ebenso wie der Flächenbedarf des ruhenden und des fließen-

den Verkehrs. Für die Kommunen vergrößert sich damit das Dilemma, eine hohe Mobilität von Waren, 

Arbeitskräften und Bewohnern zu garantieren und gleichzeitig die negativen Folgen des Verkehrs für die 

städtische Umwelt- und Lebensqualität gering zu halten. Um diese Probleme in den Griff zu bekommen, 

müssen die Anteile der Verkehrsträger (Modal Split) in den Stadtregionen grundlegend geändert werden. 

Vor allem ist der Anteil des motorisierten Individualverkehrs deutlich zu verringern.  

Ein zusätzlicher Druck, neue Mobilitätsstrukturen durchzusetzen, ergibt sich aus der absehbaren Verrin-

gerung und Verteuerung fossiler Energien. Die Städte und Gemeinden werden daher in den kommenden 

Jahren mit dem Übergang zu einer nicht fossilen Mobilität beginnen müssen.  

Die grundlegende Veränderung des Modal Split ist nur durch die intelligente Vernetzung unterschiedli-

cher Verkehrsträger (intermodaler Verkehr) und die Realisierung von Verkehrskonzepten möglich, die 

vor allem die Anteile der Verkehrsträger des Umweltverbunds – Fahrrad-, Fuß- und öffentlicher Verkehr 

– deutlich steigern. Dazu tragen u. a. folgende Maßnahmen bei: 

Á Priorität für Verkehrsmittel des Umweltverbunds bei Investitionen in Infrastrukturen 

Á Verbesserung der Bedingungen umweltfreundlicher Verkehrsarten u. a. durch Ausbau des Radver-

kehrsnetzes, verbesserte Ampelschaltungen für Radfahrer und Fußgänger, umsteigefreundliche 

Fahrradabstellanlagen und Bevorzugung von Busspuren 

Á gerechtere Aufteilung des öffentlichen Raums zwischen den Verkehrsträgern, v. a. durch Verringe-
rung der Kfz-Stellflächen  

Á Einrichtung von Mobilitätsstationen, in denen ÖPNV-Haltepunkte, Fahrradverleih und Carsharing an 
einem Standortort gebündelt sind und ein bequemer Wechsel zwischen den Verkehrsmitteln stattfin-
den kann  

Á Verbesserung der Verknüpfung unterschiedlicher Mobilitätsträger (Öffentlicher Verkehr, Fahrrad, 
Auto, Carsharing) und Aufbau von Mobilitätsketten 

Á Ausbau eines Netzes von Ladestationen für E-Autos 

Á Nutzung des Internets für eine effektivere Verkehrslenkung und ein besseres Netzmanagement 

 

Für die Städte und Gemeinden im Umland geht es zusätzlich darum, ihre Verbindung zu der jeweiligen 

Kernstadt und ihre Einbindung in den öffentlichen Regionalverkehr zu verbessern.  

 

Informations- und Kommunikationstechnologien ausbauen 

Die Wissenszentren sind in einer hervorragenden Position, um eine nachhaltige Entwicklung durch den 

intensiven Einsatz vernetzter Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) voranzutreiben. Der 

Ausbaustandard der notwendigen technischen Infrastrukturen – Breitband und mobiles Internet – ist gut 

bzw. die Nachfrage der Nutzer so groß, dass sich eine schnelle Anpassung an erforderliche technische 

Standards für die Anbieter wirtschaftlich lohnt. Und es gibt in den Städten viele private Nutzer, Unterneh-

men und Forschungseinrichtungen, die eine schnelle Einführung vieler digitaler Anwendungen fordern. 

Die Städte sollten daher den Ausbau zu einer intelligent vernetzten Stadt („Smart City“) vorantreiben. 
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Dafür stehen fünf Handlungsbereiche im Vordergrund, aus denen sich jede Stadt nach ihren jeweiligen 

Voraussetzungen und Zielen ein eigenes Portfolio für eine Ausbaustrategie zusammenstellen muss.  

Mobilität: Eine multimodale Integration der Verkehrsträger (Fahrrad, öffentlicher Verkehr, motorisierter 

Individualverkehr, Carsharing) wird durch systematische Nutzung der Verkehrsdaten auf der Grundlage 

vernetzter Informations- und Kommunikationstechnologie möglich. Damit wird die Entscheidung über die 

beste – d. h. die schnellste, preiswerteste, umweltfreundlichste – Kombination von Wegen und Verkehrs-

trägern orts- und zeitspezifisch für jeden Einzelnen möglich. 

Energie und Umwelt: Eine besonders große Bedeutung hat die digitale Vernetzung für den Erfolg der 

Energiewende. Für ein intelligentes Management der Erzeugung, Speicherung, Verteilung und des Ver-

brauchs von Energie ist die digitale Verarbeitung großer Daten- und Informationsmengen notwendig. Nur 

auf dieser Grundlage ist die erforderliche enge Kooperation des energieerzeugenden ländlichen Raums 

und der energieverbrauchenden Städte herzustellen. 

Modernisierung der Verwaltung: Im Vordergrund dieses Bereichs stehen  

Á eine Ausweitung der Beteiligungs- und Einflussmöglichkeiten für die Bürger, z. B. in Planungsprozes-

sen und bei Bauentscheidungen mithilfe digitaler Kommunikation oder durch den Aufbau eines inter-

netgestützten Beschwerdemanagements für die Bewohner wie „FixMyStreet“ in Großbritannien oder 

„Märker Brandenburg“ in Deutschland, 

Á die Herstellung größerer Transparenz in Entscheidungsprozessen der Kommunalpolitik und Kommu-

nalverwaltung durch Onlinedokumentation von Vorlagen und Beschlüssen, 

Á vor allem aber ein sehr viel größeres elektronisches Dienstleistungsangebot der Verwaltung und er-
weiterte Möglichkeiten der elektronischen Kommunikation von Unternehmen und Bürgern mit der Ver-
waltung. 

Bildung: Die effektive Nutzung aller Bildungsressourcen wird in hohem Maße über die wirtschaftliche 

und soziale Zukunftsfähigkeit der Kommunen entscheiden. Sie müssen dafür in stärkerem Maße die 

Möglichkeiten der Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) anwenden. Das betrifft vorrangig 

Á die Vernetzung der Bildungsträger, um Informationen und Lehrinhalte schneller und für alle Nutzer 

verfügbar zu machen, 

Á die Unterstützung des Einsatzes von E-Learning-Modulen in den Allgemeinschulen und in der berufli-

chen Bildung durch Ausstattung der Schulen mit Hard- und Software sowie schnellem IT-Zugang und 

Á Maßnahmen, mit denen die digitale Kompetenz der Bevölkerung gefördert und die digitale Spaltung 

der Stadtgesellschaft abgebaut wird, z. B. durch fachkundiges Personal in öffentlichen Einrichtungen 

und Hilfen insbesondere für die sogenannten „digitalen Außenseiter“. 

Ausbau des freien WLAN: Touristen, aber auch ein wachsender Teil der Stadtbewohner erwartet, zu 

jeder Zeit erreichbar zu sein. Das erfordert einen mobilen Zugang zum Internet an jedem Ort der Stadt. 

Die Kommunen sollten daher in Kooperation mit den Telekommunikationsanbietern den stadtweiten 

Ausbau eines freien WLAN vorantreiben. Dieses kann darüber hinaus eine Plattform für ortsspezifische 

Informationen und eine Werbeplattform für den lokalen Handel und die Gastronomie sein.  
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5.5. Wohn- und Lebensqualität sichern 

Um als Wohnstandort attraktiv zu bleiben, müssen die Städte und Gemeinden ihre hohe Wohn- und Le-

bensqualität erhalten bzw. verbessern. Folgende Bereiche sollten dabei besonders berücksichtigt wer-

den.  

 

Hochwertige Infrastrukturen für Familien schaffen 

Familien sind für alle Kommunen eine wichtige Bewohnergruppe. Über ein angemessenes Wohnungs-

angebot und ein kinderfreundliches Wohnumfeld hinaus müssen sie vor allem den Erwerbstätigen mit 

Leistungsangeboten den Spagat zwischen Beruf und Familie erleichtern.  

Mit der zunehmenden Erwerbstätigkeit von Frauen und veränderten Arbeitsmarktanforderungen müssen 

kommunale Einrichtungen und Leistungen für Kinder und Jugendliche so ausgebaut werden, dass Eltern 

ihrem Beruf nachgehen können und gleichzeitig ihre Kinder gut aufgehoben wissen. Dasselbe gilt für Be-

rufstätige mit pflegebedürftigen Familienangehörigen. Solche Anforderungen kommen auch von Unter-

nehmen, entsprechende kommunale Leistungen sind für sie eine Standortqualität. 

Die Kommunen sollten daher dafür sorgen, dass folgende Leistungen angeboten werden:  

Á verlässliche, flexible und ganztätige Kinderbetreuungseinrichtungen. Das Personal dafür muss aus-
reichend qualifiziert sein, um Kinder nicht nur zu betreuen, sondern auch zu bilden.  

Á ein differenziertes und hochwertiges Schulangebot einschließlich Ganztagsschulen. Gerade die Kin-
der aus bildungsfernen Haushalten, in denen die Elterngeneration über keinen höheren Schulab-
schluss verfügt, bedürfen der besonderen Unterstützung für eine gleichberechtigte Teilhabe am Bil-
dungssystem.  

Á vielfältige und aktivierende Angebote der außerschulischen Nachmittagsbetreuung für Kinder und 
Jugendliche.  

Á Unterstützungsstrukturen für pflegende Angehörige wie Einrichtungen für Tages- und Kurzzeitpflege. 

Á umfassende und multimediale Informationen über Unterstützungsangebote. 

 

Hochwertiges Bildungsangebot vorhalten 

Neben der schulischen Bildung von Kindern und Jugendlichen sollten Weiterbildungsmöglichkeiten offen-

siv angeboten werden. Für die Entwicklung als Wissenschaftsstandort und zur Förderung qualifizierten 

Nachwuchses müssen sich die Städte stärker als in der Vergangenheit als Wissenschaftsstadt profilieren 

und eine kommunale Strategie zur Forschungsförderung und zur Hochschulbildung verfolgen. 

Daneben ist in den Kommunen, nicht zuletzt aufgrund des hohen Bevölkerungsanteils mit höherem Bil-

dungsabschluss, von einem überdurchschnittlichen Interesse an außerschulischen Bildungsangeboten – 

sowohl für Kinder als auch für Erwachsene und Senioren – auszugehen. Institutionen, wie Musikschulen, 

Volkshochschulen, Bibliotheken, Universitäten und Fachhochschulen, sollten unterstützt und in die Lage 

versetzt werden, ein Bildungsprogramm zu entwickeln, das alle Generationen anspricht und benachtei-

ligte Gruppen einbindet. Gleichzeitig sollte – auch in Abstimmung mit örtlichen Unternehmen – die Er-

wachsenenbildung im Sinne eines lebenslangen Lernens gefördert werden. Dies kann zum Beispiel in 

Kooperation mit örtlichen Bildungseinrichtungen geschehen.  
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Attraktivität durch kulturelle Angebote steigern 

Die Großstädte sollten für ein vielfältiges kulturelles Angebot sorgen. Es trägt in hohem Maße zu ihrem 

überregionalen Image und ihrer Attraktivität bei. Einrichtungen der Hochkultur, wie Theater, Orchester, 

Museen, Bibliotheken, Kunstvereine und Kulturzentren, aber auch kulturelle Angebote zur Unterhaltung 

und Freizeitgestaltung, wirken als Pull-Faktoren bei Wohnstandortentscheidungen junger und zuneh-

mend auch älterer Menschen. Sie sind ein weicher Standortfaktor, der mit darüber entscheidet, ob es 

den Unternehmen gelingt, in ausreichendem Maße Fachkräfte anzuwerben. Außerdem sind Freizeit- 

und Unterhaltungskultur Wachstumsmärkte, die die Kommunen für ihre wirtschaftliche Entwicklung nut-

zen können.  

Aufgrund der unterschiedlichen Interessen und Zugänge zur Kultur ist es für die Städte und Gemeinden 

wichtig, bei der Erarbeitung und Gestaltung ihres kulturellen Angebots die unterschiedlichen Nachfrage-

gruppen angemessen zu berücksichtigen.  

Auch die Umlandkommunen, die selbst von dem vielseitigen Kulturangebot in den nahe gelegenen Met-

ropolen profitieren, sollten kulturelle Aktivitäten fördern und ein eigenständiges kulturelles Profil entwi-

ckeln – nicht zuletzt, um dadurch die Ortsbindung ihrer Einwohner zu festigen.  

 

Ältere Menschen unterstützen 

In allen Städten und Gemeinden nimmt die Zahl der älteren und hochbetagten Bewohner kontinuierlich 

zu. Sie sind daher gefordert, eine angemessene Seniorenpolitik für sich zu formulieren und zu praktizie-

ren. Ihre Leitidee muss sein, die selbstständige Lebensführung älterer Menschen zu unterstützen. Die 

Grundvoraussetzung dafür ist, älteren Bürgern einen gleichberechtigten Zugang zu gesellschaftlichen 

Einrichtungen zu sichern, sie in generationenübergreifende Netzwerke einzubinden und sie zu befähi-

gen, möglichst lange gesellschaftlich aktiv zu bleiben.  

Wichtige Bestandteile einer solchen umfassenden Seniorenpolitik sind u.a.  

Á die Selbsthilfekräfte und Selbstverantwortung der älteren Menschen zu stärken  

Á Bildungs-, Kultur- und Freizeitangebote für ältere Menschen vorzuhalten 

Á Versorgungsangebote gut erreichbar zu machen 

Á die fußläufige Mobilität für bewegungseingeschränkte Menschen im öffentlichen Raum zu sichern  

Á das Angebot altersgerechter, barrierereduzierter oder barrierefreier Wohnungen zu vergrößern  

Á Angebote für betreutes Wohnen und Wohngruppen zu unterstützen  

Á Beratung für altersgerechte Anpassungen und den altersgerechten Umbau von Wohnungen anzu-
bieten  

Á niederschwellige Unterstützungsnetzwerke zu etablieren und auszubauen 

 

Die Kommunen werden nur einen Teil der erforderlichen Maßnahmen selber leisten. Sie sollten aber die 

notwendigen Aktivitäten initiieren und begleiten und die Akteure vernetzen. Um dies erfolgreich zu tun, 

müssen sie  

Á Seniorenpolitik ressortübergreifend betreiben, 

Á eine zentrale Anlaufstelle für Information, Beratung und Koordination einrichten und klare Zuständig-
keiten in der Verwaltung festlegen, 
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Á wichtige Akteure, also Unternehmen, Kirchen, Vereine, Verbände und Initiativen einbinden sowie 

Á die älteren Bürger einbeziehen, um ihr Potenzial für ehrenamtliche Aktivitäten zu aktivieren.  

 

Chancen sozial Benachteiligter fördern 

In den großen Städten sind relativ viele Einwohner arbeitslos und sozialhilfebedürftig, Kinderarmut ist 

verbreitet. Die Integration sozial benachteiligter Gruppen und die Verbesserung ihrer Chancen sind folg-

lich wichtige Aufgaben der Kommunalpolitik. Dabei sollten sie sich auf Kinder und Jugendliche konzent-

rieren. Gerade angesichts der abnehmenden Zahl junger Menschen muss das Ziel sein, keinen zurück-

zulassen.  

Kindern und Jugendlichen aus armen und bildungsfernen Familien gute Entwicklungschancen zu ver-

schaffen, verlangt, sie frühzeitig zum Lernen zu motivieren und zu befähigen und ihre Ausgangsbedin-

gungen für einen guten Schulstart zu verbessern. Das erfordert von den Kommunen besondere Aktivitä-

ten. Sie sollten darin bestehen, die frühkindliche Förderung auszubauen, die Sprach- und Bildungsförde-

rung von Kindern in Tageseinrichtungen zu verstärken und die Versorgung der Kinder mit besonderem 

Förderungsbedarf zu verbessern. Schulpflichtige Kinder aus sozial schwachen Haushalten müssen auch 

durch schulbegleitende Maßnahmen unterstützt werden.  

Ein wichtiges Ziel von Bildung und Förderung ist, die soziale Kompetenz und das soziale Engagement 

von Jugendlichen zu stärken. Das erfordert attraktive Angebote in Bereichen wie Sport, Kultur und Um-

welt außerhalb der Schulen oder in Zusammenarbeit mit den Schulen. Eine stärkere Vernetzung von Ju-

gendhilfe und Schulen könnte zudem dazu beitragen, besonders gefährdeten Jugendlichen frühzeitig zu 

helfen.  

 

5.6. Migranten integrieren 

Für die Städte und Gemeinden ist die starke Zunahme nationaler, sprachlicher und ethnischer Vielfalt 

das auffälligste Zeichen des „demographischen Wandels“. Viele der Flüchtlinge und Zuwanderer zieht es 

in die großen Städte, wahrscheinlich werden die meisten von ihnen dort bleiben wollen. Das verlangt von 

den Kommunen Maßnahmen zur Unterbringung und sozialen Betreuung der Zuwanderer. Gleichzeitig 

müssen sie aber Programme und Maßnahmen voranbringen, um den zugewanderten Menschen ein 

möglichst schnelles Einleben und die Teilnahme am ökonomischen und sozialen Leben zu ermöglichen.  

Die Aufgaben sind vielfältig: Sie reichen von der Koordinierung der eigenen Aktivitäten über die Wohn-

raumbeschaffung bis zur Organisation von Sprachunterricht und die Aufnahme und Förderung von Mig-

rantenkindern in Schulen und Kitas. Vor allem aber geht es darum, Jugendlichen und jungen Erwachse-

nen eine Ausbildung zu ermöglichen und Erwachsene in den Arbeitsmarkt einzugliedern.  

Die folgenden Aktivitäten sollten Schwerpunkte des kommunalen Handelns sein: 
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Bei den Bürgern um Akzeptanz und Unterstützung werben 

Die Kommunen müssen in der Bevölkerung kontinuierlich um Verständnis und breite Unterstützung für 

die Aufnahme von Flüchtlingen und Zuwanderern werben. Offenheit und Toleranz gegenüber dem Frem-

den wird notwendig sein, um ihnen das Einleben zu erleichtern und unvermeidliche Konflikte zu ent-

schärfen. Dazu gehört, eine positive Grundstimmung gegenüber den Herausforderungen zu erzeugen 

und die Chancen zu betonen, die die Zuwanderungen bieten, wie etwa die verlangsamte Alterung der 

Gesellschaft und die Vergrößerung des Nachwuchs- und Arbeitskräfteangebots. 

Die Kommunen sollten solche Offenheit und Toleranz fördern, indem sie  

Á Verwaltung und kommunale Institutionen stärker interkulturell öffnen, d. h. Ausbildungs- und Arbeits-
plätze mit Migranten besetzen,  

Á Selbsthilfe und Nachbarschaftshilfe der Migranten einfordern und unterstützen,  

Á zu Vereinen und religiösen Gemeinschaften der Zuwanderer Kontakt pflegen,  

Á Begegnungsmöglichkeiten in kulturell gemischten Nachbarschaften schaffen, 

Á zivilgesellschaftlich getragene Projekte zur Einbindung von Zugewanderten unterstützen,  

Á durch Veranstaltungen zu religiösen und kulturellen Praktiken kulturelles Verständnis fördern sowie 

Á Vereine und andere Organisationen motivieren, zugewanderte Kinder und Jugendliche in ihre Aktivi-
täten einzubinden. 

 

Zuständigkeiten und Maßnahmen koordinieren 

Notwendig ist eine transparente Organisation der Zuständigkeiten für die Betreuung der Zuwanderer in-

nerhalb der Kommunalverwaltung. Dazu gehören u. a.:  

Á eine zentrale Anlaufstelle für Information und Erstberatung der Zuwanderer  

Á verwaltungsinterne Abstimmung der verschiedenen Ressorts bei der Planung und Umsetzung von 
Maßnahmen und Projekten  

Á Sicherung von Dolmetscherdiensten  

Á Pflege einer mehrsprachigen Webpage mit wichtigen Informationen und Links für Zuwanderer sowie 
Darstellung lokaler Einrichtungen und Dienste.  

 

Die meisten Städte haben bereits eine recht lange Geschichte der Zuwanderung; sie sollten daher auf 

etablierte Strukturen und erfahrenes Personal zurückgreifen und vor allem Organisationsformen und Un-

terstützungsnetzwerke länger ansässiger Migranten nutzen.  

 

Soziale Betreuung und Gesundheitsversorgung sichern 

Viele Flüchtlinge kommen mit schwerwiegenden sozialen und gesundheitlichen Problemen und benöti-

gen als Erstes individuelle Hilfe und Unterstützung. Die Städte und Gemeinden sollten deshalb für eine 

gute gesundheitliche und soziale Beratung und Betreuung dieser Menschen sorgen.  
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Wohnraumversorgung sichern 

Neben der kurzfristigen Unterbringung der Flüchtlinge müssen Pläne und Maßnahmen für die längerfris-

tige Versorgung vorangetrieben werden. Dabei sollten folgende Grundsätze gelten: 

Á Zuwanderer nicht räumlich konzentriert und abseits bestehender Wohnquartiere ansiedeln  

Á Flüchtlinge nicht in sozial belasteten Wohnquartieren konzentrieren 

Á Neubauten sollten schon aus Kostenerwägungen für eine langfristige Nutzbarkeit auch durch andere 
Gruppen so geplant und gebaut werden, dass sie den allgemeinen Anforderungen an attraktiven 
Wohnraum entsprechen.  

 

Zur möglichst schnellen Lösung der Probleme der Wohnungsversorgung müssen die Kommunen alle 

verfügbaren Instrumente einsetzen: eigene Immobilien und Grundstücke zur Verfügung stellen, eine ak-

tive Grundstückspolitik betreiben, eigene Fördermittel einsetzen sowie Fördermittel des Bundes und der 

Länder nutzen, sich eng mit der Wohnungswirtschaft und Wohnungseigentümern abstimmen und 

„konzertierte Aktionen“ ins Leben rufen. 

 

Sprachkurse vorhalten und Integration in den Arbeitsmarkt unterstützen 

Arbeit ist eine der wichtigsten Voraussetzungen für gesellschaftliche Teilhabe, die wenigsten Zuwande-

rer aber verfügen über die erforderlichen Sprachkenntnisse. Deshalb sollten sie möglichst unmittelbar 

nach ihrer Ankunft Sprachkurse absolvieren können und die Kommunen sollten diese Leistungen organi-

sieren, auch wenn sie nicht dazu verpflichtet sind.  

Um Sprachkurse in ausreichender Zahl anbieten zu können, sollten alle verfügbaren Formate genutzt 

werden, also neben Volkshochschulen und anderen Bildungsträgern  

Á Projekte in Schulen und Kitas zur Sprachschulung von Eltern,  

Á in den Universitätsstädten Projekte an den Hochschulen,  

Á audiovisuelle Medien, die in öffentlichen Bibliotheken oder anderen Einrichtungen bereitgestellt wer-
den und für die Betreuungspersonal eingesetzt wird, sowie  

Á Qualifizierungskurse für Freiwillige.  

 

Darüber hinaus können die Kommunen Beschäftigung und Berufseinstieg unterstützen, indem sie  

Á Arbeitsmöglichkeiten in der Kommune schaffen,  

Á Selbsthilfe in den Flüchtlingsunterkünften einfordern und unterstützen sowie 

Á Lotsen- und Mentorenprogramme zur Beratung und Begleitung von Zuwanderern bei der beruflichen 

Qualifizierung und Ausbildung oder bei beruflichem Wiedereinstieg initiieren und unterstützen.  

 

Kinder fördern 

Je früher die Integration beginnt, desto leichter und besser wird sie gelingen. Deswegen müssen die 

Kommunen vor allem die Kinder der Zuwanderer fördern, indem sie 

Á Sprachkurse in Kitas und bei Bedarf auch zusätzlich zu den Schulen anbieten, damit Bildungserfolge 
nicht durch mangelhafte Sprachkenntnisse verhindert werden,  

Á Mentoren-Leseprogramme initiieren und unterstützen, 
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Á die zugewanderten Eltern in Kitas und Schulen einbinden, damit sie das Bildungssystem in Deutsch-
land kennenlernen und das Lernen ihrer Kinder unterstützen können sowie 

Á Patenschaften für den Übergang von Schule in Beruf bzw. Ausbildung initiieren. 

 

5.7. Bürgergesellschaft stärken 

Angesichts des demographischen Wandels sowie der sozialen und kulturellen Vielfalt und der Spannun-

gen, die fortgesetztes Einwohner- und Wirtschaftswachstum mit sich bringen, steigen die Anforderungen 

an kommunale Leistungen beträchtlich. Eine der größten Herausforderungen dürfte sein, die Stadtge-

sellschaft zu integrieren und einen Konsens über die Ziele und Verfahren der kommunalen Entwicklung 

herbeizuführen. Die Städte und Gemeinden müssen also ihre Integrationsfähigkeit steigern. Dafür wird 

die Einbindung und Beteiligung der einzelnen Bürger und der Bürgerschaft als Ganzes entscheidend 

sein.  

Viele Menschen wollen insbesondere im Hinblick auf ihr unmittelbares Lebensumfeld über Planungen 

und Projekte mitentscheiden. Die Kommunen sind daher gefordert, ihre Bürger umfassender über Ent-

wicklungen und Absichten zu informieren, neue Formen der Beteiligung und der Mitgestaltung zu entwi-

ckeln, um sie frühzeitig an Entscheidungsprozessen zu beteiligen und ihnen die verantwortliche Mitge-

staltung an Entwicklungsprojekten zu ermöglichen.  

Auf dieser Grundlage wird schließlich der bürgerschaftlichen Selbsthilfe eine wichtige Funktion für Leis-

tungsangebote in der Kommune zukommen. Gruppen, Initiativen und einzelne Bürger, die Engagement 

und Ideen mitbringen und bereit sind, Verantwortung zu übernehmen, müssen davon ausgehen können, 

dass ihre Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten auch gesichert sind.  

Auf welche Bereiche sich ihr Engagement richtet, liegt im Ermessen der aktiven Bürger und ggf. auch in 

der Bereitschaft von Einrichtungen (wie Schulen, Sozialträger), sich auf eine Zusammenarbeit einzulas-

sen. Die Themen sollten aber von der Kommune beeinflusst werden. Aktionsfelder, die sich anbieten, 

sind die folgenden:  

Á Beteiligung an Planungsprozessen  

Á Bewertung kommunaler Maßnahmen und kommunales Mängelmanagement  

Á Förderung lebendiger Gemeinschaften im Quartier durch Nachbarschaftshilfe oder gemeinsame Akti-
vitäten der Bewohner  

Á Aufbau und Pflege generationenübergreifender Netzwerke und Projekte für Jung und Alt, um den Zu-
sammenhalt in der Gesellschaft und zwischen den Generationen zu fördern  

Á Leistungen in der Gesundheitsprävention, im Sozial- und Pflegebereich, die von Hauptamtlichen 
nicht oder nur zu Teilen geleistet werden können 

Á Betreuung von Flüchtlingen und Migranten 

Á Koordination von Ehrenamtsbörsen und Freiwilligenagenturen 

 

Die Kommunen können und sollten solche Aktivitäten der Bürger auch ganz praktisch unterstützen, in-

dem sie z. B. eine Anlauf- und Koordinationsstelle für bürgerschaftliches Engagement und ehrenamtliche 

Tätigkeiten einrichten bzw. personell stärken sowie Räumlichkeiten zur Verfügung stellen, die Bürgern 

und Gruppen als öffentlich zugänglicher Ort für Treffen, Kommunikation und Projektarbeit dienen.  
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5.8. Kooperationskultur ausbauen 

Die meisten Kommunen kooperieren bereits in unterschiedlichen thematischen Bereichen, im Rahmen 

von Metropolregionen und anderen Raumzusammenhängen oder Zweckverbänden. Die wirtschaftlichen, 

räumlichen und sozialen Verflechtungen in der Wirtschaftsregion werden aber weiter zunehmen, sodass 

sich viele Zukunftsaufgaben nur verwirklichen lassen, wenn die Ressourcen noch stärker gebündelt und 

Lösungen in noch engerer Zusammenarbeit von Kommunen, Wirtschaft und weiteren Kooperationspart-

nern gefunden werden. 

Alle Städte und Gemeinden sollten daher ihre regionalen und interkommunalen Kooperationen vertiefen. 

Dafür müssen oft aber noch Formen gefunden werden, die Partnerschaften auf Augenhöhe ermöglichen, 

sodass unproduktiver Wettbewerb bei Flächen- und Standortentwicklungen sowie Ansiedlung von Woh-

nen und Gewerbe vermieden und soziale und ökologische Lasten gerecht verteilt werden. 
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6. Indikatorenerläuterung 

Allgemeine methodische Hinweise 

Die Durchschnittswerte aller Kommunen beziehen sich auf die Gemeindewerte und nicht auf die Perso-

nen in den Kommunen (Grundgesamtheit sind jeweils die Kommunen, nicht die Bewohner). 

Die Bevölkerungsprognose der Bertelsmann Stiftung hat die derzeit sehr hohe Zahl von Flüchtlingen 

und Zuwanderern noch nicht berücksichtigt. Die tatsächliche Entwicklung bis 2030 wird daher dazu 

führen, dass weniger Kommunen als prognostiziert schrumpfen und mehr als prognostiziert wachsen 

und dass sich die gesellschaftliche Alterung verlangsamt. Gleichwohl gehen wir davon aus, dass die 

hohen Wanderungsgewinne die demographische Entwicklung kurz- und mittelfristig nur überlagern und 

ihre Dynamik beeinflussen, nicht aber die Trends verändert. 

 

 

Anteil Einpersonen-Haushalte 

Erklärung x % aller Haushalte in der Kommune sind Einpersonenhaushalte. 

Berechnung Einpersonenhaushalte / Anzahl Haushalte * 100 

Anteil Haushalte mit einem Haushaltsnettoeinkommen von 50.000 Euro/Jahr und mehr 

Erklärung 
x % der Haushalte verfügen über ein Gesamtnettoeinkommen von über 50.000 Euro pro 
Jahr. 

Berechnung Haushalte mit HH-Einkommen von 50.000 Euro und mehr / Anzahl Haushalte * 100 

Zusatz 
Bei der Erstellung der Einkommensklassen der Haushalte wird die Haushaltsgröße nicht 
berücksichtigt. Es kann sein, dass z.B. Single-Haushalte und auch Familien in dieser 
Einkommensklasse liegen. 

Anteil Haushalte mit Kindern 

Erklärung In x % aller Haushalte leben Kinder. 

Berechnung Haushalte mit Kindern / Anzahl Haushalte * 100 

Zusatz 
Kinder sind in diesem Zusammenhang ledige Kinder über 18 Jahren ohne eigenen 
Hausstand und alle im Haushalt lebenden Personen unter 18 Jahren. 

Anteil Hochqualifizierte am Arbeitsort 

Erklärung 
x % der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten hat einen akademischen Berufsab-
schluss. 

Berechnung 
SvB mit akademischem Berufsabschluss am Arbeitsort / SvB am Arbeitsort * 100 (Stich-
tag: 30.06.) 

Zusatz 
Veränderung der Erhebung von Schul- und Berufsabschlüssen. Bis 2011 wurden die 
SvB mit (Fach-)Hochschulabschluss erfasst, seit 2012 die SvB mit akademischem 
Berufsabschluss. Im Jahr 2012 weicht der Stichtag einmalig auf den 31.12. ab 
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Anteil Hochqualifizierte am Wohnort 

Erklärung 
x % der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der Kommune hat einen akademi-
schen Berufsabschluss. 

Berechnung 
SvB mit akademischem Berufsabschluss am Wohnort / SvB am Wohnort * 100  
(Stichtag: 30.06.) 

Zusatz 
Veränderung der Erhebung von Schul- und Berufsabschlüssen. Bis 2011 wurden die 
SvB mit (Fach-)Hochschulabschluss erfasst, seit 2012 die SvB mit akademischem 
Berufsabschluss. Im Jahr 2012 weicht der Stichtag einmalig auf den 31.12. ab 

Anteil des Pendlersaldos an der Bevölkerung 15 bis 64 Jahre 

Erklärung 
Der Pendlergewinn bzw. -verlust pro 100 Einwohner der erwerbsfähigen Bevölkerung 
(15 bis 64 Jahre) beträgt x Personen. 

Berechnung (Anzahl SvB Einpendler – Anzahl SvB Auspendler) / Bevölkerung 15-64 * 100 

Anteil unter 18-Jährige an der Gesamtbevölkerung 

Erklärung 
Der Anteil der Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren an der Gesamtbevölkerung be-
trägt x %. 

Berechnung Bevölkerung unter 18 Jahren / Gesamtbevölkerung * 100 

Anteil 65- bis 79-Jährige an der Gesamtbevölkerung 

Erklärung 
Der Anteil der Personen im Alter von 65 bis 79 Jahren an der Gesamtbevölkerung be-
trägt x %. 

Berechnung Bevölkerung 65 – 79 Jahre / Gesamtbevölkerung * 100 

Arbeitsplatzzentralität (Bedeutung als Arbeitsort) 

Erklärung 
In der Kommune arbeiten mehr sozialversicherungspflichtig Beschäftigte als dort woh-
nen (Wert >1), oder umgekehrt (Wert <1). 

Berechnung SvB am Arbeitsort / SvB am Wohnort (Stichtag 30.06.) 

Bildungswanderung (Wanderungssaldo der 18- bis 24-Jährigen) 

Erklärung 
Der Wanderungsgewinn bzw. -verlust pro 1.000 Einwohner beträgt in der Gruppe der 
18- bis 24-Jährigen x Einwohner der betrachteten Altersgruppe. 

Berechnung (Zuzüge 18-24-Jährige – Fortzüge 18-24-Jährige) / Bevölkerung * 1.000 

Zusatz 
Bezugsjahre: Wanderungsgewinn/ -verlust und Bevölkerung jeweils über die letzten 4 
Jahre gemittelt. 

Kaufkraft privater Haushalte (Durchschnitt) 

Erklärung Das durchschnittliche Gesamtnettoeinkommen eines Haushaltes beträgt x Euro. 

Berechnung Summe aller Haushaltsnettoeinkommen / Anzahl Haushalte 

Kinderarmut 

Erklärung 
x % der Kinder und Jugendlichen unter 15 Jahren erhalten Leistungen nach SGB II (So-
zialgeld). 

Berechnung Sozialgeldempfänger unter 15 Jahre / Bevölkerung unter 15 Jahre * 100 

Zusatz 
Stichtag für SGB II-Bezieher: im Dezember; Bezieher von Kinderzuschlag sind nicht er-
fasst 
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Kommunale Steuereinnahmen pro Einwohner 

Erklärung 
Die über die letzten 4 Jahre gemittelten Steuereinnahmen einer Kommune betragen im 
Durchschnitt x Euro pro Einwohner. 

Berechnung Steuereinnahmen / Gesamtbevölkerung 

Zusatz 

Steuereinnahmen = Grundsteuer A + Grundsteuer B + Gewerbesteuer + Gemeindeanteil 
an Einkommensteuer + Gemeindeanteil an Umsatzsteuer 

Bezugsjahre: Steuereinnahmen und Bevölkerung jeweils gemittelt über die letzten 4 
Jahre. Für einige Bundesländer liegen die Daten nur auf Kreisebene vor. 

Medianalter 

Erklärung 
Gibt das Lebensalter an, das die Gesamtbevölkerung in zwei gleich große Altersgruppen 
teilt. 

Berechnung 
Medianalter = Alter des n/2-ten Einwohners bei einer Rangfolgenbildung nach erreich-
tem Lebensalter 

Natürliche Saldorate 

Erklärung 
Innerhalb des Jahres wurden in dem betrachteten Gebiet x Personen auf je 1.000 Ein-
wohner mehr geboren als gestorben sind (bzw. umgekehrt, falls Saldo negativ). 

Berechnung (Lebendgeburten – Sterbefälle) / Bevölkerung * 1.000 

Zusatz 
Bezugsjahre: Lebendgeburten, Sterbefälle und Bevölkerung jeweils gemittelt über die 
letzten 4 Jahre 

Relative Bevölkerungsentwicklung seit 2011  

Erklärung Die Bevölkerungszahl hat seit dem Jahr 2011 um x % zugenommen/abgenommen. 

Berechnung ((Bevölkerung aktuell * 100) / Bevölkerung 2011) - 100 

SGB II-Quote  

Erklärung x % der Bevölkerung unter 65 Jahren erhalten Leistungen nach SGB II. 

Berechnung 
Leistungsbeziehende nach SGB II / Bevölkerung unter 65 Jahren * 100 

(Stichtag für SGB II-Bezieher: im Dezember) 

Wanderungssaldorate 

Erklärung 
Innerhalb des Jahres zogen in das betrachtete Gebiet x Personen auf je 1.000 Personen 
der Bestandsbevölkerung mehr zu als daraus fortgezogen sind (bzw. umgekehrt, falls 
Saldo negativ). 

Berechnung (Zuzüge – Fortzüge) / Bevölkerung * 1.000 

Zusatz 
Bezugsjahre: Zuzüge, Fortzüge und Bevölkerung jeweils gemittelt über die letzten 4 
Jahre 

Einheit  je 1.000 Einwohner 

 


